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Monika Knoche,
gesundheitspoliti-
sche Sprecherin
der Bundestags-
fraktion Bündnis
90/Die Grünen,
will Regionalisie-
rung vorantrei-
ben. Foto: 
Meike Scholz
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Bürgernähe und demokratisch legitimierte Vertretungen im Gesundheitswesen waren
Themen auf dem Kongreß für solidarische Gesundheitspolitik
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gein „Regionalbeirat“ als Koordi-
nationsstelle gebildet werden.

Soviel zur Theorie. Wie es im
Jahre 1998 wirklich um die regiona-
le Kompetenzen im Gesundheits-
wesen steht,beschrieb Klaus D.Plu-
mer von der Akademie des öffentli-
chen Gesundheitswesens. Die staat-
lichen Gesundheitsdienste sind Teil
der kommunalen Verwaltung und
daher regionale Einrichtungen des
Gesundheitswesens. Sie spielten ei-
ne sehr geringe Rolle im Gesund-
heitswesen der Bundesrepublik
Deutschland. Nur 0,8 Prozent der
Gesamtkosten des Gesundheitssy-
stems entfallen auf sie, sagte Plu-
mer. Der Betrag stagniere seit 1980.
Aus diesem „stiefmütterlichen Da-
sein“ kämen die Gesundheitsdien-
ste auch nicht heraus, was teils poli-
tisch gewollt sei, so Plumer.

Gesundheitsämter leiden unter 
ihrer Vergangenheit

Er nannte vier Hauptgründe
dafür: Die Gesundheitsämter hät-
ten um das zu kümmern, was die
ärztliche Selbstverwaltung und die
Krankenkassen nicht selbst regeln
könnten, so die allgemeine Auffas-
sung der Aufgabenverteilung. Auch
resultiere die geringe Wertschät-
zung der Arbeit der Gesundheits-
dienste aus dem „Hygiene-Paradig-
ma“, das sie während des National-
sozialismus „aufgedrückt“ beka-
men. „Diese Hypothek lastet immer
noch schwer“, sagte Plumer. Zwar
seien die Aufgaben der Dienste ge-
setzlich verankert, aber der An-
spruch, sich an regionalen Prioritä-
ten auszurichten, entwickle sich erst
langsam. Das könne am Beispiel der
medizinischen Berichterstattung
gut abgelesen werden. Letztlich be-
hindere das Bild des Amtsarztes
und dessen Nähe zum Staat den
Aufbau eines Vertrauensverhältnis-
ses zu den Bürgern. Auch beklagte
Plumer die „Resistenz gegen Verän-
derungen“, die in den Behörden an-
zutreffen sei.

Seit dem 1. Januar diesen Jahres
ist die „ortsnahe Koordinierung“ im
Gesetz über den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst des Landes Nord-
rhein-Westfalen verankert. Wilhelm
Schräder, Vertreter des Instituts für
Gesundheits- und Sozialforschung
Berlin (IGES), entwickelte anhand
der Gesetzesvorgaben Vorstellun-
gen, wie die „ortsnahe Koordinie-
rung“ der gesundheitlichen Versor-
gung, die „kommunalen Gesund-
heitskonferenzen“ und die „örtliche
Berichterstattung“ aussehen könn-
ten. Dabei setzt er auf eine sinnvolle
Aufgabenteilung innerhalb der fö-
deralen Strukturen. „Funktion eines
regionalen Instrumentariums kann
es nicht sein, die Aufgaben, die ge-
samtstaatlich gelöst werden müssen
und die im solidarisch finanzierten
und wettbewerblich geprägten Ver-
sicherungs- und Versorgungssystem
wahrgenommen werden, konkurrie-
rend zu behandeln.“ Nach Schräder
sollte die kommunale Ebene vor al-
lem zwischen den verschiedenen re-
gional präsenten Akteuren koordi-
nieren sowie die Krankenversor-
gung bei der Entwicklung und Um-
setzung von Lösungen vor Ort unter
den gegebenen Rahmenbedingun-
gen unterstützen.

Marina Steindor,
gesundheitspoliti-
sche Sprecherin
der Bundestags-
fraktion Bündnis
90/Die Grünen,
will das System
der Mitgestaltung
ändern. Foto:
Gabriele Kircher

Neben dem Aufbau einer regio-
nalen Ebene spielt in der Diskussi-
on die Frage eine Rolle, wie Bürger
bzw. Patienten in bestehende Orga-
nisationsstrukturen integriert oder
besser in die Entscheidungsgremien
mit eingebunden werden können.
Das Instrumentarium der Mitge-
staltung sei vorhanden,es werde nur
nicht richtig genutzt, halten Birgit
Nickley vom Deutschen Gewerk-
schaftsbund und Heiner Boegler
vom Verwaltungsrat der AOK
Rheinland-Pfalz solchen Über-
legungen entgegen. Die über die
Sozialwahlen zusammengesetzten
Selbstbestimmungsgremien würden

als klassische Instrumente der
Selbstverwaltung gute Arbeit lei-
sten. „Ich sehe mich als Anwalt des
Versicherten im Dialog mit den
Sozialversicherungsträgern“, be-
schrieb Heiner Boegler seine Funk-
tion, die er durch Sozialwahl bekam.

„System der Verwaltungsräte ändern“

Marina Steindor, gesundheitspo-
litische Sprecherin der Bundesfrak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, will
zwar die Verwaltungsräte nicht zum
alten Eisen werfen, aber doch eini-
ges an dem derzeitigen System än-
dern: So schlägt sie vor, die Sozial-
wahlen zu politisieren, damit sie
spannender und attraktiver werden.
„Nicht die Vertretungen sind das
Problem, sondern deren Bildung“,
sagte die Politikerin. Sie forderte ein
„duales System“, bei dem Patienten
und Vertreter des Gesundheitssy-
stems an einem Tisch sitzen. Auch
die Krankenkassen seien einmal ei-
ne Selbsthilfebewegung gewesen.
Allerdings ist dies bereits 150 Jahre
her. Die Kassen sollten sich auf ihre
Tradition besinnen und die Initiative
für den Aufbau einer Patientenver-
tretung ergreifen, meinte Steindor.

Patientenvertretungen sind in Deutsch-
land kaum vorhanden

Auch Christoph Kranich von der
Verbraucherzentrale Hamburg will
das deutsche Gesundheitswesen
weg vom Paternalismus und hin zur
„Partnerschaft“ bewegen. Dazu
schwebt ihm ein „trilateraler Sozial-
pakt“ vor, geschmiedet von den Pa-
tienten, den Leistungserbringern
und Kostenträgern. Hierzu sei er-
forderlich, neue Patientenvertre-
tungen aufzubauen, die in engem
Kontakt zu ihrer Klientel stehen.
Diese unabhängigen und kooperati-
onsbereiten Vertretungen, die sich
professionell in den Dienst des Pati-
enten stellen sollten, könnten so-
wohl „anwaltschaftlich“ den ande-
ren Akteuren im Gesundheitswesen
gegenübertreten wie gleichzeitig
den Patienten als Anlaufstellen zur
Verfügung stehen.
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